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FORUM 
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PERSÖNLICHE ANMERKUNGEN ZUM JAHRESANFANG 

3. Februar 2019 von Cornelia Seng 

Thema: Politik 

Schlagwörter SPD Wermelskirchen 

+++ Staatsbürgerkunde mi 

Von Jochen Bilstein* 

In den wenigen Wochen des neuen Jahres sind in der Kommunalpolitik wieder die „ersten 

Säue durchs Dorf getrieben worden". Ich antworte darauf persönlich und halte mich auch 

nicht an die Forderung, sich in sozialen Medien kurz zu fassen. Wer es verlernt hat, auch 

einmal längere Texte zu lesen, möge es lassen. 

Die WNK und ihre Fragen 

Das wird doch wohl noch fragen dürfen. Ja, Fragen sind erlaubt und oftmals wichtig. Es gibt 

aber auch Fragen, die weniger der Antworten als vielmehr der publizistischen Wirkung wegen 

gestellt werden. Da geht es mehr um Erregung in der Öffentlichkeit, da wird mit der Anfrage 

etwas unterstellt, was für viele Leser erkennbar mitschwingt, da ist ein ehrliches 

Erkenntnisinteresse nicht erkennbar. 

Zu Fragestellern mit solchen Motiven gehören oftmals ganz sicher Politiker der WNK. Wollten 

sie vor einigen Monaten Genaueres über junge unbegleitete Flüchtlinge wissen, fragt jetzt ein 

sachkundiger Bürger der WNK nach der Personalfluktuation in der Feuerwehr, differenziert 

nach den Gründen für Austritte etwa aus der Freiwilligen Feuerwehr. Wer weiß nicht, wie 

sensibel Personalangelegenheiten sind, auch bei der Feuerwehr? Wenn es Gründe für die 

Fragen gibt, sollte man sie deshalb erst einmal nichtöffentlich stellen, wie auch im Fall der 

jungen Flüchtlinge. Besteht dann wirklich ein zwingendes öffentliches Interesse an einer 

öffentlichen Aussprache, ist das ja anschließend möglich und vielleicht sogar notwendig. 

Über die Öffenüichkeit nichtöffentlicher Sitzungen 

Es gibt Gremiensitzungen im Wermelskirchener Rathaus wie in jedem anderen in unserer 

Republik, die sind nichtöffentlich, aus gutem Grund. Da geht es nicht um Geheimniskrämerei, 
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Erhöhunaen: 
(absol. Zahlen in €) 
Zahlen aus Haushalt Seile 17 Grundsteuer A Grundsteuer B Gewerbesteuer Summe 
2019(auf 5 Jahre) 9,000 € 1.090.000 € 3.620.000 € 4.719.000 € 23.595.000 € 
2022 (auf 2 Jahre) 7.000 € 1.050.000 € 4.160.000 € 5.217.000 € 10.434.000 € 
Summe 34.029.000 € 

Gesamtausgaben über alle Jahre: in € absolut Erläuterung Investitionen Erläuterung 
Brandschutz (personell und baulich) 7.000.000 € Zuschussbedarf Teilbudget 37.01 4.370.000 
Sekundärschule 4.589.144 € Folgekosten Investition (Zinsen/AfA) 38.370.000 inklusive Abriss Realschule etc. 
Hallenbad 4.684.268 € Folgekosten Investition (Zinsen/AfA ./. SoPo) + lfd. Ansätze 6.108.0Ö0 (netto mit 60°/ 

(netto mit 70 °, 
> Zuschüssen) 

lEHK 805.864 € Folgekosten Investition (Zinsen/AfA ./. SoPo) + lfd. Ansätze 5.766.500 
(netto mit 60°/ 
(netto mit 70 °, ̂0 Zuschüssen 

Ungedeckte Kosten für Flüchtlinge 12.261.650 € Zuschussbedarf Teilbudget 50.04 *) 
Grünflächenpflege 

*) Eine dort nicht berücksichtige Teilkompensation erfolgt durch einen erhöhten Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer (in 2018 1,15 Mio. €, in 2019 ca. 200.000 - 300.000 € höher) 
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Beitragserhebungspflicht - disziplinarische, strafrechtliche und 
schadensersatzrechtiiche Folgen einer Verletzung dieser Pflicht 

Von Prof. Dr. Hans-Joachim Driehaus, Berl in ' ' 

I. Ausgangsfall 

I n der Gemeinde G wurden bis einschließlich 2001 
Straßenbaubeiträge nach Maßgabe der Siraßenbaubei-
tragssatzung aus dem Jahr 1993 erhoben, seit 20C2 dage­
gen nicht mehr. Nachdem die damalige hauptamtliche 
Bürgermeisterin 20C9 durch einen neuen Bürgermeister 
abgelöst worden war, wurde 2010 im Rat der Gemeinde 
die zwischenzeitliche Nichterhebung von Straßenbaubei­
trägen thematisiert u n d in der Folge die noch nicht ver­
jährten Beitragsansprüche geltend gemacht. Der Betrag 
der durch Verjährung erloschenen Beitragsbeträge belief 
sich auf ICO.OOO Euro. 

Der neue Bürgermeister leitete wegen schuldhaftcr 
Verletzung ihrer Dienstpfl ichten Disziplinar\'erfahren 
gegen den zuständigen Beigeordneten, den diesem nach-
geordneten Abteilungsleiter sowie den Beitragssachbe­
arbeiter ein, und der Landrat ein Disziplinarverfahren 
gegen die frühere Bürgermeister in. Al le vier Verfahren 
wurden letztlich eingestellt, das Verfahren gegen den 
Sachbearbeiter allerdings erst durch ein ausführlich be­
gründetes U n e i l des Verwaltungsgerichts; den Antrag 
auf Zulassung der Berufung lehnte das Oberverwal-
tungsgericht ab. Beide Entscheidungen beruhen - selbst­
verständlich - auf den ganz konkreten Umständen des 
Einzelfalls, nämlich u.a . einer nicht hinreichenden K o n ­
kretisierung des disziplinarischen Vorwurfs sowie einer 
fehlenden klaren Festlegung der Zuständigkeiten für 
eine Beitragserhebung. 

Gegen alle vier beteiligten Beamten ermittelte die 
Staatsanwaltschaft wegen des Verdachts einer Amtsun­
treue (§ 266 Abs. 1 StGB); das Amtsgericht erließ -
nachdem das Verfahren gegen die frühere Bürgermeis te­
r in abgetrennt worden war - gegen die drei verbliebenen 
Beamten Strafbefehle. A u f die Einsprüche dieser Beam­
ten stellte das Amtsgericht das Strafverfahren gegen den 
Sachbearbeiter gemäß § 153 SiPO und gegen die beiden 
anderen Beamten gemäß § 153a StPO gegen Zahlung 
von Geldbußen ein. Entsprechend verfuhr das Land­
gericht mit der gegen die ehemalige Bürgermeisterin 
wegen Verletzung des § 266 Abs. 1 StGB erhobenen 
Klage. 

Die von der Gemeinde zunächst gegen alle vier Beamte 
angestrengte Klage auf Ersatz des Schadens in H ö h e von 
100.000 Euro hatte letztlich keinen Erfolg. 

D ie vorstehende Darstellung der rechtlichen Folgen, 
die sich aus der Nichterhebung von Siraßenbaubeiträgen 
ergeben haben, ist einem Sachverhalt nachgebildet, der 
sich tatsächlich über einen Zeitraum von mehr als fünf 
Jahren erstreckt hat. 

I L Normadressaten der A m t s u n t r e u e u n d Reichweite 
der V e r m ö g e n s b e t r e u u n g s p f l i c h t 

I n einem Beitrag in der KStZ 2C08, 101, ist ein Fall be­
handelt worden, i n dem es u m acht Mitglieder eines Ge­
meinderats ging, denen die Staatsanwaltschaft zur Last 
gelegt hatte, sie hätten der Gemeinde durch einen v o n i h ­
nen einstimmig gefassten Beschluss über die Durchfüh­
rung einer beitragsfähigen Straßenbaumaßnahme einen 
Vermögensnachteil zugefügt, wei l die Gemeinde mangels 
einer von ihnen verabschiedeten Straßenbaubeitragssat­
zung gehindert gewesen sei, für diese Maßnahme Beiträge 
zu erheben. Das O L G Nautnburg' ' erkannte als Revisions­
gericht i n jenem Fall, den Angeklagten habe kraft ihrer 
Stellung als Gemeinderatsmitglieder eine Vermögensbe­
treuungspflicht oblegen, diese hätten sie durch ihr Verhal­
ten verletzt und dadurch den objektiven Tatbestand des 
§ 266 Abs. 1 StGB in Gestalt des Treubruchs erfüllt: „ D i e 
Angeklagten hatten das Vermögen der Gemeinde zu be­
treuen. Entscheidend ist deshalb allein, ob sie den v o n i h ­
nen erkannten drohenden Vermögensnachteil in Gestalt 
des Entgangs von Beiträgen als durch Vermögensvonei le 
vollständig kompensiert angesehen haben. Sofern sie an­
genommen haben sollten, sie dürften auf Beitragseinnah­
men der Gemeinde verzichten, um [ . . . ] Voneile für die 
Bürger zu erzielen, handelten sie nicht ohne Nachteilszu-
fügungsvorsatz , sondern allenfalls in einem - allerdings 
ohne weiteres vermeidbaren - Verbotsirrrum (§ 17 StGB). 

*) Der Autor ist Rechtsanwalt und Wirtschaftsmediator sowie 
freier Mitarbeiter des vhw-Bundesverbandes für Wohnen 
und Stadtentwicklung e.V.; er war zuvor von 1997 bis 2X5 
Vorsitzender Richter am Bundesverwaltungsgericht. 

1) O L G Naumburg, Urteil vom 18. 7. 2007-2 Ss 188/07. 
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Ebensowenig ist es von Bedeutung, daß die Gemeinde für 
ihre Aufwendungen eine womöglich sogar gleichwertige 
Gegenleistung in Gestalt der Werkleistung an der Straße 
erhielt. Den Angeklagten w i r d nicht vorgeworfen, einen 
überteuerten Ausbau der Straße betrieben, sondern [ . . . ] 
die Erhebung von [. . .Bjeiträgen vereitelt zu haben." 

Allerdings beschränkt sich die Vermögensbetreuungs­
pflicht im kommunalen Bereich nicht auf Gemeinde­
ratsmitglieder, die aufgrund ihrer gesetzlichen Stellung 
Adressaten der Amtsuntreue sind und daher alles ver­
hindern müssen, was zu einer Schädigung des von ihnen 
zu betreuenden Vermögens führen kann. Gemeinderäte 
sind nämlich i m Unterschied zu politischen Abgeordne­
ten nicht gemäß A r t . 46 G G , § 36 StGB strafrechtlich 
i m m u n . Normadressat der Amtsuntreue ist vielmehr in 
erster Linie der Bürgermeister. Bei ihm und bei einem 
Beigeordneten als seinem Stellvertreter leitet sich die Ver­
mögensbetreuungspfl icht direkt aus der Geineindeord-
nung ab. D ie Treuestellung von Gemeindemitarbeitern 
entsteht mit ihrer Beauftragung durch den Bürgermeis­
ter oder durch anderweitige Organisationsentschei­
dungen der Gemeinde. Namentl ich i m Bereich der 
kommunalen Beiträge kann eine solche Beauftragung 
beispielsweise durch eine konkrete Amtsanweisung, 
durch Geschäf t sordnungspläne oder durch Kompetenz­
zuweisung - bei einem Sachbearbeiter - zur eigenverant­
wort l ichen Erhebung von Beiträgen bzw. - bei dessen 
Vorgesetzten - zur eigenverantwortlichen Prüfung einer 
solchen Beitragserhebung in einer schriftlichen Stellen­
beschreibung erfolgen. N i c h t selten w i r d eine entspre­
chende Beauftragung durch die Zuweisung einer Z u ­
ständigkeit zur Unterzeichnung von Beitragsbescheiden 
zum Ausdruck gebracht; die Zuständigkei t nur zur 
Paraphierung von Beitragsbescheiden reicht dazu grund­
sätzlich nicht aus. 

Dementsprechend ging in dem Fall, dem der Ausgangs­
fall nachgebildet ist, sowohl die Staatsanwaltschaft als 
auch das Amtsgericht'^ davon aus, alle vier beteiligten Be­
amten seien als Normadressaten der Amtsuntreue zu qua­
lifizieren. Folglich hat das Amtsgericht mi t Blick auf z. B. 
den Sachbearbeiter im Strafbefehl festgestellt, er sei der 
Untreue durch Unterlassen (einer Beitragserhebung) 
schuldig. I n dem auf seinen Einspruch gegen den Strafbe­
fehl ergangenen Einstellungsbeschluss" hat das Amtsge­
richt ausgeführt, ein etwaiges Verschulden sei als gering 
anzusehen. Jedenfalls stand somit für das Amtsgericht 
fest, der Sachbearbeiter sowie die drei anderen Beamten 
hätten als Normadressaten der Amtsuntreue die ihnen 
obliegende Vermögensbetreuungspflicht verletzt, doch 
hat es die Verfahren ohne Klärung der Schuldfrage bzw. 
der Frage eingestellt, ob sie mi t Vorsatz gehandelt haben. 

Die Vermögensbetreuungspflicht reicht so weit wie die 
Beitragserhebungspflicht. Diese Beitragserhebungspflicht 
ist nicht nur verletzt, wenn Bürgermeister und Gemein­
derat nicht alles tun , um eine wirksame Beitragssatzung 
zu erlassen^' und damit die Voraussetzung für das Entste-

2) Vgl. hG Wetter, Strafbefehl vom 2. 1. 2014 - 11 Cs 500 Js 
392/12- 199/73. 

3) Vgl. AG Wetter, Elnstellungsbeschluss vom 30. 4. 2014 - 11 
Cs 500 Js 392/12- 199/13. 

4) Vgl. zur Verpflichtung zum Erlass einer Beitragssatzung im 
Einzelnen u.a. V G H München,Urteil vom 9. 11. 2C16-6 B 
15.2732-DVBl. 2017, 138. 

hen sachlicher Beitragspflichten zu schaffen, sondern 
auch dann, wenn - wie im Ausgangsfall - die dafür zu­
ständigen Personen es unterlassen, auf der Grundlage 
einer solchen Satzung entstandene sachliche Beitrags-
pflichien geltend zu machen, und zwar in vollem Umfang 
geltend zu machen. Aus diesem G r u n d ist eine Gemeinde 
beispielsweise in einem Fall, in dem sie die Abrechnung 
einer beitragsfähigen Ausbaumaßnahme an einer vor 1960 
(in den alten Bundesländern) bzw. vor 1990 (in den neuen 
Bundesländern) angelegten Straße unter Verletzung des 
§ 242 Abs. 1 BauGB bzw. § 242 Abs. 9 BauGB zu Unrecht 
auf das Straßenbaubeitragsrecht gestützt hat, gehalten, 
den Differenzbetrag, der sich auf der Grundlage einer 
Abrechnung nach den Regeln des Erschließungsbeitrags-
rechis ergibt, innerhalb der Verjährungsfrist durch einen 
ergänzenden (Nacherhebungs-)Bescheid einzufordern. 
Eine solche Verpflichtung zur Nacherhebung wegen ur­
sprünglich zu niedriger Beitragsveranlagung kann sich 
ferner ergeben, wenn die Gemeinde die Beitragspflichti­
gen z.B. deshalb zunächst nicht in voller H ö h e zu ent­
standenen sachlichen Beitragspflichten herangezogen hat, 
weil sie bei der Ermi t t lung des beitragsfähigen Aufwands 
einen Rechnungsposten übersehen hat. 

Eine Verletzung der Beitragserhebungspflicht ist zu­
dem etwa anzunehmen, wenn - bei Vorliegen einer 
wirksamen Beitragssatzung - ein Gemeinderat eine Bei­
tragserhebung mi t der rechtlich unzutreffenden Begrün­
dung verhindert, bei dem in Rede stehenden Straßenaus­
bau handele es sich lediglich u m eine beitragsfreie 
Instandsetzungsmaßnahme, nicht aber um eine nach den 
Regeln des Erschl ießungs- oder des Straßenbaubeitrags­
rechts beitragsfähige Maßnahme. Überd ies k o m m t eine 
Gemeinde ihrer Beitragserhebungspflicht nicht (hinrei­
chend) nach und verstoßen die dafür verantwortlichen 
Personen gegen die ihnen obliegende Vermögensbetreu­
ungspflicht, wenn zwar eine Satzung erlassen worden ist 
und auf ihrer Grundlage Beiträge erhoben werden, diese 
Pflicht allerdings dadurch verletzt w i r d , dass durch eine 
gegen das Vorteilsprinzip verstoßende, zu hohe Festset­
zung des Gemeindeanteils in rechtswidriger Weise auf 
Einnahmen verzichtet w i r d ' ' . 

i n . Schadensersatzrechtliches Verfahren 

Wie im Ausgangsfall dargestellt, wurden die vier Beam­
ten nicht nur disziplinarisch und strafrechtlich verfolgt, 
sondern sie wurden überdies von der Gemeinde vor dem 
Verwaltungsgericht verklagt, als Gesamtschuldner Scha­
densersatz für die unterlassene Beitragserhebung in H ö h e 
von ICO.OOO Euro zu leisten. Gestützt wurde der Scha­
densersatzanspruch auf § 48 BeamtStG. Nach dieser Be­
st immung haben Beamte, die vorsätzlich oder grob fahr­
lässig die ihnen obliegenden Pflichten verletzen, ihrem 
Dienstherrn den daraus entstehenden Schaden zu erset­
zen; haben mehrere Beamte den Schaden gemeinsam ver­
ursacht, haften sie als Gesamtschuldner. Jedoch gibt es 
hinsichtlich der Haftung der Beamten i m Anwendungs­
bereich des § 32 A O Besonderheiten. § 32 A O , der über 
die Verweisungsnormen in den Kommunalabgabenge-
setzen, wie z.B. § 12 Abs. 1 N r . I d K A G N R W und 
A r t . 13 Abs. 1 N r . I d B a y K A G , auf Kommunalabgaben 

5) Vgl. dazu u. a. OVG Magdeburg, Beschluss vom 8. 12. 2009 
- 4 L 159/99; siehe in diesem Zusammenhang im Einzelnen 
auch Driehaus, KStZ 2008, 101. 
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entsprechend anwendbar ist, beschränkt die Haftung der 
Amtsträger im Sinne des § 7 A O gegenüber der Anstel-
lungskiirporschaft. Z u diesen Amtsträgern zählen im 
Ausgangsfall die Bürgermeisterin und der Beigeordnete. 
Allerdings greift der Haftungsausschluss nicht, wenn die 
Verletzung einer Amts- oder Dienstpflicht mit einer 
Strafe bedroht u.ad kausal für den Schaden der Anstei-
lungskörperschafi ist, d. h. bei einer vorsätzlich begange­
nen Straftal, ohne dass es auf eine erfolgte oder noch mög­
liche «strafrechtliche Verurteilung des Beamten ankommt*". 
Für den i i icr . i l lein in Betracht kommenden Untreuetatbe­
stand bedeutet dies, dass ein Haftungsausschluss für 
Amtsträger ausgeschlossen ist, wenn der Straftatbestand 
der Untreue (§ 266 Abs. 1 StGB) nicht nur in objektiver, 
sondern auch in subjektiver Hinsicht erfüllt, d . h . Vorsatz 
anzunehmen ist. Tri f f t das zu, haften .'\mtstrager ebenso 
wie andere Beamte nach § 48 BeamtStG bzw. öffentliche 
Angestellte nach § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit 
§ 266 Abs. 1 StGB. 

I n dem Verfahren, dem der Ausgangsfall nachgebildet 
ist, hat das Verwaltungsgericht'' in seinem rechtskräftig 
gewordenen U r t e i l angenommen, mit Blick auf die Bür­
germeisterin und den Beigeordneten lasse sich die Ver­
wirkl ichung des subjektiven Tatbestands des § 266 Abs. 1 
StGB jedenfalls deshalb nicht bejahen, weil Vorsatz h i n ­
sichtlich des in Frage stehenden Vermögensnachteils nicht 
gegeben sei. M i t Blick auf die übrigen Beamten scheitere 
ein Schadensersatzanspruch bereits daran, dass sich eine 
Dienstpflichrverletzung nicht feststellen lasse. Mangels 
hinreichend klarer Kompetenzzuweisungen, d . h . wegen 
Defiziten in der Organisation der Beitragserhebung und 
der Festlegung der diesbezüglichen Zuständigkeiten, fehl­
ten Anhaltspunkte, an die eine Dienstpflichtverletzung 
anknüpfen könne. Letzdich sei - so ist daraus zu schlie­
ßen - der bei der Gemeinde eingetretene Vermögensscha­
den zurückzuführen auf ihr selbst zuzurechnende 
Organisationsmängel . 

IV. Schlussbetrachtung 

Die Gemeinden können die ihnen auferlegte Beitrags­
erhebungspflicht nur sachgerecht erfüllen und das Entste­
hen von durch pflichtwidriges Unterlassen einer Beitrags­
erhebung eintretenden Vermögensschäden nur vermeiden, 
wenn sie die betreffenden Entscheidungsstrukturen ein­
schließlich der damit einhergehenden Zuständigkeiten 
klar und eindeutig (schriftlich) festlegen. Ist das gesche­
hen und ist beispielsweise ein Sachbearbeiter zur eigen­
verantwortlichen Erhebung von Beiträgen bestimmt, 
sollte er für den Fall, dass ein Vorgesetzter (und sei es 
der Bürgermeister) oder Mitglieder des Gemeinderats 
eine nach der Rechtslage angezeigte Beitragserhebung -
gegebenenfalls sogar durch eine entsprechende Weisung 
- verhindern w o l l e n , entsprechend § 36 Abs. 2 BeamtStG 
remonstricren. Nach dieser Bestimmung haben Beamte 
Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher A n ­
ordnungen unverzügl ich auf dem Dienstweg geltend zu 
machen. W i r d die Anordnung aufrechterhalten, haben 
sie sich, wenn die Bedenken fortbestehen, an den nächst 
höheren Vorgesetzten (den Vorgesetzten des Vorgesetz­
ten des remonstrierenden Beamten) zu wenden. W i r d 
die Anordnung bestätigt , muss der Beamte sie ausführen 

und ist er von der eigenen Verantwonung befreit. A u f 
diese Weise kann sich der Beamte vor Disziplinarverfah­
ren schützen, wenn später die Rechtswidrigkeit der A n ­
ordnung festgestellt w i r d ; Entsprechendes gilt für den 
Schutz vor Schadensersatzforderungen etwa nach § 48 
BeamtStG. 

Freilich scheut ein Sachbearbeiter nicht selten eine Re­
monstration, etwa weil er befürchtet, als Querulant abge­
stempelt zu werden. Das mag im Einzelfall zutreffen. 
Doch gilt insoweit grundsätzlich: „ D i e Personalreferate 
oder zentrale Stellen erhalten keine Kenntnis von der Re­
monstration und deren Ergebnis auf der Fachebene. Sie 
dürfen auch nicht in die Personalakte aufgenommen 
werden"" . Ein gleichwohl für einen Gemeindebedienste­
ten verbleibendes „Res t r i s iko" dürfte im Verhältnis zu 
den Folgen, die sich aus der Verletzung einer Vermögens­
betreuungspflicht durch das Unterlassen einer der Rechts­
lage entsprechenden Beitragserhebung ergeben können, 
von eher geringerem Gewicht sein. Das macht der Sach­
verhalt, der dem Ausgangsfall zugrunde liegt, mi t der 
über fünl Jahre andauernden disziplinarischen, strafrecht­
lichen und schadensersatzrechtlichen Verfolgung und den 
damit verbundenen - vor allem psychischen - Belastun­
gen hinreichend deutlich. 

Eine Remonstration bedarf keiner besonderen Form, 
kann also mündlich oder schriftlich erfolgen. Erfolgt sie 
im Zusammenhang mit einer nach den erschließungs-
oderstraßenbaubeitragsrechtlichen Vorschriften beitrags­
fähigen Ausbaumaßnahme mündlich, empfiehlt es sich im 
Interesse eines umfassenden Schutzes des Beitragssachbe­
arbeiters, in die Ausbau- bzw. Abrechnungsakte einen 
Vermerk über die Tatsache der Remonstration und ihr Er­
gebnis aufzunehmen. 

6) OVG Magdeburg, Beschluss vom 9. IC. 2C17 - 1 L 183/07. 
7) VG Arnsberg, Urteil vom 14. 12. 2016 - 2 K 2373/15. 8) Antwort der Bundesregierung, BT-Drs. 17/6692, 3. 



Politik lehnt Stellen für neue Kontrolleure ab 
Ruhe, Sauberkeit und Ordnung wollen alle. Aben Zusätzliches Personal wird es nicht geben. 

VON SOLVEIG PUDELSKI 

WERMELSKIRCHEN Ende März soll 
der Politik der Bußgeldkatalog für 
Wermelskirchen vorgelegt werden. 
Erzeigt auf, wie Menschen, die sich 
nicht an die Regeln i n Punkto Sau­
berkeit, Ruhe und Sicherheit halten, 
künftig zur Kasse gebeten werden -
sei es, dass sich es u m Wildpinkeln, 
Tauben füttern, aggressives Betteln, 
Kippen wegschnippen, Hundehäuf­
chen liegen lassen oder sonstige Ver­
stöße handelt. Doch neue Stellen 
beim Kommunalen Ordnungsdienst 
(KOD), die kontrolUeren undVerge-
hen ahnden, w i r d es vorerst nicht 
geben: Der Antrag der VWKUWG, 
mehr Personal, vier Stellen für Kon­
trollen, einzustellen und dies i m ak­
tuellen Stellenplan zu berücksichti­
gen, wurde i n der jüngsten Sitzung 
des Haupt- und Finanzausschusses 
abgelehnt. Z u m Vergleich: I n Ber-
gisch-Galdbach arbeiten derzeit sie­
ben Mitarbeiter i m KOD, der Bereich 
werde nach längerer politischer Dis­
kussion nun auf zwölf Stellen aufge­
stockt, sagt Stadtsprecherin Mar lon 
Linnenbrink auf Nachfrage. 

Die Freien Wähler argumentieren 
i n ihrem Antrag, dass das Thema Si­
cherheit, Ordnung, Sauberkeit i n 
der Wermelskirchener Bürgerschaft 
zu Recht einen hohen Stellenwert 
genieße. Weil über den Stellenplan 

i m Zuge der Haushaltsplanberatun­
gen 2019/2020 entschieden werde, 
könnten die neuen KOD-Stellen 
darin noch berücksichtigt werden. 
„Städtische Satzungen und Verord­
nungen geben 
nur dann Sinn, 
wenn sie beach­
tet und befolgt 
werden, dies auch 
durch die Verwal­
tung überwacht w i r d und Verstö­
ße sanktioniert werden", appelliert 
die WNKUWG. Sie beruft sich da­
bei auch die Antwort der Stadt auf 
ihre Anfrage, wie viel Personal denn 
das Ordnungsamt als notwendig er­
achte, u m die Verordnung flächen­
deckend u n d nachhaltig umzuset­
zen. Vier Stellen wurden i n diesem 

,Wir wollen keine 
Stadtpolizei" 

Jürgen Manderla 
FDP-Fraktion 

Zusammenhang genannt. 
Erst solle der Umzug des Ord­

nungsamtes i n die neuen R ä u m e 
an der Telegrafenstraße u n d das 
neue Sicherheitskonzept abgewar­

tet werden, warn­
te Stefan Görnert, 
Erster Beigeord-

• neter, vor einem 
„Schnel lschuss" . 
Die Verwaltung 

sehe durchaus den Bedarf, aber 
erst m ü s s e eine sachliche fundierte 
Grundlage geschaffen werden. „Mit­
telfristig können wir uns das vorstel­
len, aber zurzeit nicht" , sagte er. I m 
Übrigen lehne die Verwaltung eine 
flächendeckende Kontrolle ab. 

Gegen zusätzliche Stellen sprach 
sich FDP-Fraktionsvorsitzender 

Jürgen Manderla aus: „Wir wollen 
keine Stadtpolizei." Auch Manfred 
Schmitz-Mohr (Bürgerforum) lehn­
te eine Knöllchen-Schreiberei ab. 
Konzertierte Aktionen - zum Bei­
spiel gegen „unverschämtes Par­
ken" - sei auch m i t wenig Personal 
möglich. CDU-Fraktionsvorsitzen­
der Christian Klicki wies daraufhin, 
dass i m neuen Stellenplan bereits 30 
neue Stellen eingeplant sind. Jede 
zusätzliche Stelle i m KOD schlage 
jährlich m i t rund 50.0000 Euro zu 
Buche. „Wir m ü s s e n prüfen, wel­
che Stellen wir priorisieren, aber 
erst m ü s s e n wir die schwarze Nul l 
erreichen", erinnerte er an das Ziel, 
als Kommune sparsam zu wirtschaf­
ten, u m die Phase der Haushaltssi­
cherung zu überwinden. 

Ein Ärgernis: das Parken auf den brei­
ten Bürgersteigen. 

Besonders am Rathaus werden Tau-
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Der Mülleimer steht da, drumherum 
liegen die Kippen. FOTO: TEIFEL 
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